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Betriebliche Mitbestimmung wurde in der politischen Debatte ¨ uber das Mitbestim-
mungsgesetz von 1976 zum einen als Beitrag zur Demokratisierung der Wirtschaft gefei-
ert, zum anderen als (teilweise) Enteignung der Aktion¨ are verteufelt. F¨ ur die ¨ okonomi-
sche Analyse des Themas spielt Demokratisierung nicht die Rolle eines eigenst¨ andigen
Ziels; sie k¨ onnte allenfalls dann als Vorteil der Mitbestimmung angef¨ uhrt werden, wenn
gezeigt wird, daß sie ein Mittel ist, um das ¨ okonomische Problem besser zu l¨ osen: die
Erreichung von Zielen unter Ressourcenknappheit.
Der Hinweis auf ”teilweise Enteignung“ - anders gesagt: dem Entzug von Hand-
lungsm¨ oglichkeiten, von Verf¨ ugungsrechten ¨ uber Ressourcen - ist aus allokationshteoreti-
scher Sicht immer ein Nachteil. Hat ein Akteur beispielsweise sieben Handlungsm¨ oglich-
keiten, um daraus die beste auszuw¨ ahlen, und wird ihm eine der Optionen entzogen,
so kann sich dadurch seine Situation nicht verbessern. Im g¨ unstigsten Falle entgeht
ihm eine der nicht gew¨ ahlten Optionen, so daß seine optimale Wahl sich nicht ¨ andert.
Schlimmstenfalls wird ihm jedoch genau die beste Option entzogen, so daß der Eingriﬀ
ihn schlechter stellt.
Aus Sicht der spieltheoretisch gest¨ utzten Institutionen¨ okonomik stellt sich dies jedoch
anders dar. In interaktiven Entscheidungssituationen ist es eben nicht von vorneherein
Universit¨ at des Saarlandes, Bldg. 31, POBox 151 150, D-66041 Saarbr¨ ucken, Tel.++681-302-3582,
fax ++681-302-3591, email rol@rz.uni-sb.de
1ein Nachteil, wenn eine rechtliche Regelung Handlungsm¨ oglichkeiten einschr¨ ankt1. Viel-
mehr kann die Attraktivit¨ at eines Akteurs als Kooperationspartner gesteigert werden,
wenn andere Akteure wissen, daß diesem durch Gesetz M¨ oglichkeiten zu opportunisti-
schem Handeln entzogen (oder prohibitiv verteuert) worden sind. So eine ”konstitu-
tionelle Selbstbindung“ kostet zwar Optionen, aber genau dies schaﬀt erst Kooperati-
onschancen, weil potentielle Kooperationspartner nun darauf vertrauen k¨ onnen, nicht
opportunistisch ausgebeutet werden.
Dies ist insbesondere dann relevant, wenn die Kooperation sequentiell stattﬁndet und
ihr Erfolg davon abh¨ angt, daß andere vorleisten, also speziﬁsche Investitionen erbringen.
Sie werden dies nur dann tun, wenn sie erwarten k¨ onnen, sp¨ ater einen Anteil an den
Ertr¨ agen aus der Kooperation zu erhalten2. Ein Beispiel f¨ ur solche speziﬁschen Investi-
tionen sind Ausbildungskosten von Arbeitnehmern, insbesondere, wenn die Ausbildung
betriebsspeziﬁsch ist, also in einem Unternehmen ihren h¨ ochsten Wert entfaltet (und in
anderen Unternehmen im Extremfall sogar wertlos w¨ are). Ein Arbeitnehmer wird nur
dann in sein Humankapital investieren, wenn er davon ausgehen kann, dadurch sp¨ ater
einen h¨ oheren Lohn zu erhalten als ohne diese Ausbildung.
Ein Arbeitgeber k¨ onnte jedoch versucht sein, sp¨ ater diesen h¨ oheren Lohn zu verweigern
und die Ausbildungsinvestition opportunistisch auszunutzen3. Er w¨ urde sich damit die
”Quasi-Rente“ aus der Ausbildungsinvestition aneignen. Betriebliche Mitbestimmung
kann als ein Schutz vor opportunistischer Ausbeutung verstanden werden4. Haben die
Arbeitnehmer nicht nur Einblick in die Unternehmensentscheidung, sondern auch Mit-
entscheidungsbefugnisse, so k¨ onnten opportunistische Manager bestraft und ihre Ent-
scheidungen revidiert werden.
2. Ausbildung und Quasirente
Basis-Modell ohne opp./Ausbildung ist vowi sinnvoll, wenn K kleiner deltaX / AUsbil-
dung wird gew¨ ahlt, wenn K kleiner deltaL
Ein Arbeitnehmer stehe vor der Entscheidung, ob er eine unternehmensspeziﬁsche Aus-
bildung erwerben soll oder nicht. Ohne Ausbildung w¨ are sein Periodenlohn lt; da die
Ausbildung unternehmensspeziﬁsch ist, w¨ are dies auch der Lohn den er mit der Aus-
bildung in einem anderen Unternehmen erzielen k¨ onnte. Die Ausbildung kostet ihn K.
In seinem Unternehmen w¨ urde sein Periodenlohn dadurch auf Lt > lt steigen. F¨ ur das
Unternehmen h¨ atte die Ausbildung eine Produktivit¨ atssteigerung zur Folge: Der Wert
1Dieser Gedanke kann auch auf Entscheidungen eines Akteurs ”gegen sich selbst“ (zu einem sp¨ ateren
Zeitpunkt) angewandt werden; vgl. aber Koboldt (1995) mit einer Kritik an der Begr¨ undung einer
restriktiven Drogenpolitik durch die Idee der konstitutionellen Selbstbindung.
2Die vertragliche Beziehung, in deren Rahmen die speziﬁsche Investition unternommen werden soll,
braucht also einen ”safeguard“, so Williamson (1985).
3Den umgekehrten Fall, also die opportunistische Ausbeutung von Ausbildungsinvestitionen des Ar-
beitgebers durch die ausgebildeten Arbeitnehmer, analysiert Oi (1962).
4Vgl. Schmidtchen (1987).
2dieses Arbeitnehmers w¨ urde von yt auf Yt steigen. Der Kalkulationszinssatz betr¨ agt i,
die Besch¨ aftigungsdauer T Perioden.
Zun¨ achst sei unterstellt, daß es kein Problem der Vetragsdurchsetzung, also keinen Op-
portunismus gibt (diese Annahme wird im folgenden Abschnitt aufgehoben). Die Aus-





(1 + i)t (1)
Der Barwert der Mehrproduktion muß also die Ausbildungskosten ¨ ubersteigen. F¨ ur den





(1 + i)t (2)
Der Barwert der Lohndiﬀerenz muß also die Kosten der Ausbildung ¨ ubersteigen5 Selbst
wenn man das Opportunismus-Problem als gel¨ ost unterstellt, so hat der Arbeitnehmer
hat nicht immer genau dann den Anreiz, sich fortzubilden, wenn dies volkswirtschaftlich
eﬃzient ist. Ist z.B. die Ungleichung (1) erf¨ ullt, nicht aber (2), so w¨ are eine Ausbildung
zwar eﬃzient, aber der Arbeitnehmer hat keine Anreize zu dieser Investition. Ist dagegen
(2) erf¨ ullt, nicht aber (1), so hat der Arbeitnehmer einen Anreiz, Ausbildungsinvestitio-
nen vorzunehmen, obwohl dies ineﬃzient ist. Andererseits k¨ onnte die Lohnpolitik so
eingerichtet werden, daß die rechten Seiten von (1) und (2) gleich sind - dann h¨ atte der
Arbeitnehmer genau dann einen Anreiz zur Ausbildung, wenn es eﬃzient ist.
3. Ausbildungsinvestition und Opportunismus
Unter Vernachl¨ assigung des Opportunismus-Problems besteht - wie im vergangenen Ab-
schnitt gezeigt, das einzige Problem darin, die Anreize so zu setzen, daß nur eﬃziente
Ausbildungsinvestitionen unternommen werden. Um die Notation zu verienfachen, wird
im folgenden nur noch mit Barwerten statt mit Zahlungsreihen argumentiert. Daf¨ ur sind






5Der Nettovorteil des Unternehmens ist YtLt bei Ausbildung und ytlt ohne Ausbildung. W¨ urde
wie im Modell von Oi (1962) das Unternehmen K tragen, so w¨ are diese Investition - wiederum
unter Ausklammerung des Opportunismus-Problems - sinnvoll, wenn der Barwert der Diﬀerenz
dieser beiden Nettovorteile die Kosten ¨ ubersteigt:
K < ΣT
t=1

















L ist also der Barwert der Lohnzahlungen bei Ausbildung, l < L derjenige ohne Ausbil-
dung. Y ist der Barwert der Produktion bei Ausbildung, y < Y derjenige ohne Ausbil-
dung. K > 0 sind weiterhin die Ausbildungskosten. Eine Ausbildungsinvestition ist also
eﬃzient, wenn
K < Y  y
A bezeichnet den Arbeitnehmer, P den Arbeitgeber. Allgemein ist unterstellt, daß es f¨ ur
P vorteilhaft w¨ are, wenn A sich f¨ ur eine Ausbildung entscheidet und daf¨ ur den erh¨ ohten
Lohn erh¨ alt:
Y  L > y  l
Im Spiel 1 gibt es keine Mitbestimmung. Es ber¨ ucksichtigt die Chance des Arbeitgebers,
die Ausbildungsinvestition des Arbeitnehmers opportunistisch auszunutzen. Zuerst ist
der Arbeitnehmer am Zug. Er kann sich f¨ ur eine speziﬁsche Ausbildungsinvestition (Op-
tion S) oder dagegen (Option nS) entscheiden. W¨ ahlt er nS, so ist das Spiel beendet: A
erh¨ alt l als Auszahlung, P dagegen y  l.












(l  K;Y  l)
nZ
- (L  K;Y  L) Z
Hat A sich dagegen f¨ ur S entschieden, so ist P am Zug. P kann nun entscheiden, ob der
dem A den h¨ oheren Lohn zahlt (Option Z) oder nicht (Option nZ). Zahlt P den h¨ oheren
Lohn, so betr¨ agt die Auszahlung des A L  K, die des P Y  L. Verweigert der P den
h¨ oheren Lohn, zahlt also dem A nur dessen Marktlohn, so erh¨ alt A l  K, w¨ ahrend P
auf Y  l kommt.
Das Gleichgewicht des Spiels wird durch R¨ uckw¨ artsinduktion bestimmt. Hierzu ist
zun¨ achst zu analysieren, welche Entscheidung P an seinem Knoten treﬀen wird; dann
4l¨ aßt sich unter der Hypothese, daß A diese Entscheidung antizipiert, dessen optimale
Entscheidung am ersten Knoten analysieren.
P erh¨ alt die h¨ ohere Auszahlung, wenn er seine Option nZ w¨ ahlt, denn wegen der An-
nahme L > l gilt immer Y  l > Y  L. Wenn A dies antizipiert, so bewertet er seine
Option S mit der Auszahlung l  K (die er nach dem Spielpfad S, nZ erhalten w¨ urde).
nS bringt dagegen l; dies ist wegen der Annahme K > 0 immer gr¨ oßer als lK. A wird
daher die Option nS w¨ ahlen.
Das Gleichgewicht dieses Spiels ist also die Kombination (nS, nZ), die Gleichgewichts-
auszahlungen betragen L f¨ ur A und X  l f¨ ur P. Dieses Gleichgewicht ist allerdings
ineﬃzient, wenn K < Y y gilt: Aus volkswirtschaftlicher Sicht w¨ are es w¨ unschenswert,
wenn die Investition erfolgte, aber der antizipierte Opportunismus des P l¨ aßt dies nicht
zu. Gilt zus¨ atzlich K < L  l, so ist das Gleichgewicht sogar paretoineﬃzient: Beide
Parteien w¨ aren durch den Pfad (S, R) bessergestellt.
4. Mitbestimmung zur Sicherung von Quasirenten
Nun wird Mitbestimmung eingef¨ uhrt. Der Mechanismus besteht aus drei Komponenten:
 Die Arbeitnehmer haben ¨ uber Ihre Kontroll- und Mitentscheidungsrechte die
M¨ oglichkeit, falsche Entscheidungen des Managements zu korrigieren - im Beispiel
heißt das, daß die Zahlung des niedrigen Lohns l nach durchgef¨ uhrter Ausbildung
zur Zahlung von L korrigiert wird. Zur Vereinfachung wird angenommen, daß diese
Korrektur fehlerlos verl¨ auft6
 Die Arbeitnehmer k¨ onnen zus¨ atzlich eine Bestrafung f¨ ur solche Manager erwirken,
die mit B > 0 bezeichnet wird (hier kommen Gehaltsabz¨ uge, Reputationsverlust
oder gar Entlassungen in Frage).
 F¨ ur die Organisation und Durchf¨ uhrung der Mitbestimmung fallen Kosten an, die
mit M > 0 bezeichnet werden.
Ausbildung ist nun volkswirtschaftlich eﬃzient, wenn
K + M < Y  y (3)
gilt, wenn also Ausbildungskosten zuz¨ uglich der Kosten zur Absicherung der Quasirente
aus der Ausbildung (Transaktionskosten) gr¨ oßer sind als der Barwert der zus¨ atzlichen
Produktion.
6Zur Analyse der Wirkung von richterlichen Fehlentscheidungen auf das Entscheidungsverhalten von
Vertragsparteien siehe Kirstein (1999).
54.1 Arbeitnehmer bezahlen Mitbestimmung
Zun¨ achst sei die Situation beleuchtet, daß der Arbeitnehmer die Kosten der Mitbe-
stimmung tr¨ agt. In Spiel 2 hat daher zun¨ achst der A die Wahl, ob er Mitbestimmung
einf¨ uhren will (Option B) oder nicht (option nB). Entscheidet er sich f¨ ur nM, so beginnt
Spiel 1; dessen L¨ osung ist bereits bekannt: keine Ausbildungsinvestition. Die Parteien
erhalten dann die Auszahlungen l (f¨ ur A) und y  l (f¨ ur P).












(l  K  M;Y  l)
nZ









W¨ ahlt A dagegen M, so kann er nun entscheiden, ob er sich ausbilden lassen will (Option
S) oder nicht (nS). Bei Wahl von nS kommt A auf eine Auszahlung von l  M, P auf
y  l. Hat A dagegen S gew¨ ahlt, so kann nun P entscheiden, ob er den h¨ oheren Lohn
zahlt (Z) oder nicht (nZ). Zahlt er ihn, so betragen die Auszahlungen LK M f¨ ur A
und Y  L f¨ ur P. Zahlt P dagegen nicht den h¨ oheren Lohn, so wird seine Entscheidung
korrigiert; außerdem f¨ allt eine Bestrafung B an. Die Auszahlung des A ist wiederum
L  K  M, die des P ist nun Y  L  B.
Wieder beginnt die R¨ uckw¨ artsinduktion zur Ableitung des Gleichgewichts mit der Ent-
scheidung des P. Wegen B > 0 wird er immer Z w¨ ahlen, um die Bestrafung zu vermeiden.
Wenn A ¨ uber seine Ausbildungsinvestition zu entscheiden hat, dann muß er also die Aus-
zahlungen l  M (aus nS) mit L  K  M (aus S und Z) vergleichen. A wird also an
diesem Entscheidungsknoten genau dann Ausbildung w¨ ahlen, wenn die Bedingung (2)
erf¨ ullt ist: K < L  l. Oﬀenbar spielen die Mitbestimmungskosten M f¨ ur dieses Kalk¨ ul
des A keine Rolle - sie sind versunken (”sunk“).
Allerdings steht zun¨ achst noch die Entscheidung des A an, ob er Mitbestimmung
einf¨ uhren und die Kosten daf¨ ur tragen will (Option B) oder nicht (Option nB). F¨ uhrt
er sie nicht ein, so betr¨ agt seine Auszahlung l. Seine Bewertung der Option B h¨ angt
allerdings davon ab, ob die Bedingung (2) erf¨ ullt ist. Gilt K > L  l, so bringt B ihm
eine Auszahlung von lM. In diesem Fall wird A also nB w¨ ahlen. Gilt aber K < Ll,
so erh¨ alt A durch die Option B eine Auszahlung von LKM. Er wird dann B w¨ ahlen,
wenn zus¨ atzlich zu K < L  l noch L  K  M > l gilt, oder ¨ aquivalent:
K < L  l  M (4)
Oﬀenbar ist Bedingung (4) strenger als (2). Damit ergeben sich f¨ ur Spiel 2 folgende
Gleichgewichte:
6 Mit K < L  l  M werden die Spieler den Pfad (B, S, Z) w¨ ahlen.
 Mit L  l  M < K wird der Pfad (nB) gespielt (die Spieler treten also in Spiel 1
ein)
Wiederum gilt, daß es F¨ alle geben kann, wo zwar die Bedingung (3) f¨ ur Eﬃzienz der
Investition erf¨ ullt sein kann (also K < Y  y  M), aber nicht die Bedingung (4),
unter der der Arbeitnehmer bereit ist, die Investition in Mitbestimmung und Ausbildung
vorzunehmen. Außerdem sind die Anreize f¨ ur A systematisch gegen¨ uber der Situation
ohne Opportunismus systematisch verzerrt, was der Vergleich der Bedingungen (2) und
(4) zeigt.
Graﬁk K-M-Kombinationen
4.2 Arbeitgeber bezahlen Mitbestimmung
Spiel 3 beschreibt die Interaktion zwischen P und A, wenn der Arbeitgeber die Kosten
der Mitbestimmung zu tragen hat. Zun¨ achst kann P entscheiden, ob er Mitbestimmung
einf¨ uhren will (Option B) oder nicht (option nB). Entscheidet er sich f¨ ur nM, so be-
ginnt wiederum Spiel 1, in dem keine Ausbildungsinvestition vorgenommen wird. Die
Auszahlungen sind hier l f¨ ur A und y  l f¨ ur P.












(l  K;Y  l  M)
nZ









W¨ ahlt P dagegen M, so kann A entscheiden, ob er sich ausbilden lassen will (Option
S) oder nicht (nS). Bei Wahl von nS kommt A auf eine Auszahlung von l, w¨ ahrend P
ylM erh¨ alt. Hat A dagegen S gew¨ ahlt, so kann nun P entscheiden, ob er den h¨ oheren
Lohn zahlt (Z) oder nicht (nZ). Zahlt er ihn, so betragen die Auszahlungen L  K f¨ ur
A und Y  L  M f¨ ur P. Zahlt P dagegen nicht den h¨ oheren Lohn, so folgen Korrektur
und Bestrafung: A erh¨ alt L  K, P kommt auf Y  L  B  M. Wegen B > 0 wird P
sich f¨ ur Z entscheiden, um die Bestrafung zu vermeiden.
A muß bei seiner Entscheidung ¨ uber die Ausbildungsinvestition also die Auszahlungen l
(aus nS) mit LK (aus S und Z) vergleichen. Er wird wiederum genau dann Ausbildung
w¨ ahlen, wenn die Bedingung (2) erf¨ ullt ist: K < L  l.
Wenn P entscheidet, ob er Mitbestimmung einf¨ uhren soll, so ist der Wert der Option nB
7f¨ ur ihn yl. Seine Bewertung der Option B h¨ angt allerdings davon ab, ob die Bedingung
(2) erf¨ ullt ist. Gilt K > L  l, so bringt B dem P eine Auszahlung von y  l  M. In
diesem Fall wird P also nB w¨ ahlen. Gilt aber K < Ll, so erh¨ alt P durch die Option B
eine Auszahlung von Y LM. Er wird dann B w¨ ahlen, wenn zus¨ atzlich zu K < Ll
noch Y  L  M > y  l gilt, oder ¨ aquivalent:
M < (Y  y)  (L  l) = (Y  L)  (L  l) (5)
Sind die Bedingungen (2) und (5) gleichzeitig erf¨ ullt, so ist der Gleichgewichtspfad des
Spiels 3 die Kombination (M, S, Z). P richtet Mitbestimmung ein, A bildet sich aus und
P zahlt den hohen Lohn. Außerdem impliziert die gleichzeitige Geltung von (2) und (5)
noch K +M < (Y y): Wenn diese Aktionenkombination Gleichgewichtspfad ist, dann
ist Ausbildung auch volkswirtschaftlich eﬃzient.
Graﬁk K-M-Kombinationen
5. Fazit
Der Vergleich der Spiele 2 und 3 mit dem Spiel 1 zeigt, daß die Akteure einen Anreiz zur
Einf¨ uhrung von Mitbestimmung haben k¨ onnen. Zwar beschr¨ ankt Mitbestimmung die
Handlungsm¨ oglichkeiten des Arbeitgebers; genau dies macht ihn aber f¨ ur einen Arbeit-
nehmer, der ¨ uber produktive Ausbildungsinvestitionen nachdenkt, erst zu einem ver-
trauensw¨ urdigen Kooperationspartner. Spiel 3 zeigt zus¨ atzlich auf, daß es nicht nur
volkswirtschaftlich sinnvoll sein kann, wenn die Arbeitgeber die Kosten eines solchen In-
struments selber zu tragen. Seine Einf¨ uhrung l¨ auft also nicht den Arbeitgeberinteressen
zuwider.
Fraglich ist allerdings, warum der Gesetzgeber aktiv wurde. Schließlich k¨ onnten Kon-
trollrechte und Sanktionsm¨ oglichkeiten auch auf betrieblicher Ebene vereinbart werden.
Dies w¨ urde es erm¨ oglichen, Branchen oder Unternehmen von der Mitbestimmung auszu-
nehmen, die gar nicht auf hochspeziﬁsche Ausbildungsinvestitionen angewiesen sind. Ein
allgemeines Gesetz h¨ atte dann seine Berechtigung, wenn der Gesetzgeber auch andere
Arten von speziﬁschen Investitionen sch¨ utzen wollte und davon ausgeht, daß opportu-
nistisches Arbeitgeberverhalten in allen einbezogenen Unternehmen vorkommen k¨ onnte.
Eine andere Rechtfertigung f¨ ur ein allgemeines Gesetz k¨ onnte in seiner Funktion als
Standardvertrag gesehen werden - es k¨ onnte transaktionskostenminimierend sein, ein
allgemeines Gesetz zu erlassen, so daß nicht in jedem Unternehmen einzeln entschieden
werden muß, ob und wie ein Instrument gegen Opportunismus vertraglich vereinbart
werden sollte. Nat¨ urlich drohen in diesem Falle Kosten durch die Regulierung auch sol-
cher Unternehmen, die kein solches Instrument einf¨ uhren w¨ urden. Solange aber diese
Kosten der ¨ Uberregulierung von den durch das allgemeine Gesetz eingesparten Trans-
aktionskosten ¨ uberkompensiert werden, w¨ are letztes die sinnvollere Option.
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